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arſchauer RNevolution. Mißhandlung der Deutſchen.

n ſer Varſchauer, ſoeben in Deutſchland
e troffener Vertreter ſchreibt uns

s Pilſudski am 8. November aus Magdeburg
warſchau zurückkehrte, bildete er eine neue Regierung,
den die drei beſtehenden trat. Bald verſtändigte er

mit der in Krakau beſtehenden, von Sozialdemokraten
Preis alkspartei gemeinſam gebildeten, drängte den inwen e h reſidierenden Regentſchaftsrat unter Mit
Age a einer Bombe, die vor Erzbiſchof KakowskisJ el zur Abdankung (12. November) und ging über

diguidationskomitee in Lublin zur Tagesordnung über.
hnski, der Führer der polniſchen Sozialdemo-
m wurde ſein Miniſterpräſident. Ohne viel Blutver-

war mit Pilſudski der rechte Flügel der
ialdemokratie zur Herrſchaft gelangt.Helgeſtaltiges Heer ſtand ihm bald zur Verfügung:
näre, ehemalige ruſſiſch-polniſche Soldaten, Studenten-
z Jugendwehren, Bürgergarden, Poliziſten, alle waren
u mit deutſchen Waffen verſehen, die ihnen z. T.
deutſchen Soldaten ſchmählicherweiſe verkauften bzw.

Fordern übergaben. ßSeit dem Zuſammenbruche Bulgariens und Oeſter
hüngarns war die Uebergabe der Zivilverwaltung an
volniſche Regierung unaufſchiebbar geworden. Trotz

Vhr. ſender Forderung konnte ſich der Verwaltungschef auf
ägliehet von ner Weiſung nicht dazu entſchließen. Selbſt als den

ichen Behörden glaubhaft mitgeteilt wurde, daß die
aiserpla l ne Uebernahme der Verwaltung vorbereitet werde,
erurut du e man ſich in Sicherheit, da man den Polen keine Ge

ötigkeiten zutraute.

u yges ſollte ſich bitter rächen. Inzwiſchen war die Re
tion in Deutſchland erfolgt, auch in Warſchau war der
atenrat an die Stelle der militäriſchen Kommando-

getreten. Nun ſchlugen am 11. November die Polen
Zur gleichen Stunde drangen am Vormittag in ganz
en Soldaten, Studenten uſw., gefolgt z. T. von aller
h Geſindel in ſämtliche Amfsräume ein, geführt von
ſiſchen Offizieren und Beamten. Die Deutſchen wur-
z T. gewaltſam hinausgetrieben und mußten kleinere

enden Text

bblatt
lebenen! e vielfach in kürzeſter Zeit verlaſſen. Alle amtlichen
ement: penſtände, wie Akten, Schreibmaſchinen, Bücher, Kaſſen,

den beſchlagnahmt. Das fortgenommene Privateigen-
j wurde auf Eingreifen des Soldatenrates z. T. heraus-

ben, nicht aber Waffen, trotz Pilſudskis Anordnung.
ſlündert wurde das Hauptpoſtamt. Auch die Gehälter
ngten nur teilweiſe zur Auszahlung; die Reichs-
jerung muß da helfend ſchleunigſt eingreifen.
De Eingriffe in das Privateigentum
Deutſchen mehrten ſich ſtändig. Banden von Sol
„Studenten, Poliziſten uſw. drangen Nachts in die

hnungen der Deutſchen und nahmen Waffen, auch
wsmittel, Schuhe, Anzüge und Geld fort. Auf der
e war man des Lebens nicht ſicher. Beamten und
daten wurden gewaltſam die Waffen abgenommen; man
die Achſelſtücke der Offiziere und Beamten ab. Ständ'g
de ſeit dem 11. November auf den Straßen geſchoſſen,
der Pöbel öffentliche Gebäude bedroht; oft aber geht

ſtanſtalten,

SiW. 68,

h den des Gewehrs völlig unkundigen Jungen einin vo v g S Sotngerr deutſche Soldatenrat vereinbarte mit Pilſudski den
nebort der Lazarette, Beamten und Soldaten, der
i geregelt und höchſt unwürdig vor ſich ging. Man

Jagenſett

Utig, in d üchte den Deutſchen nochmals das Handgeväck und
h dabei was möglich war. Auch ließen die Polen die

n ößeren Gepäcks nicht zu, ſo daß große Werte
di vro de len verblieben und mancher Deutſche ſchweren

ereht, den erlitten hat. Die tauſende deutſcher Eiſen
eben wagen in Polen hatte man geraubt. Zum Ab-
Ranneb. L t ſtellte man aber den Deutſchen Viehwagen, in
ber n Regierungspräſident und Landſturmmann, Schreib
r nenfräulein und Beamter abfahren mußten, nicht

e daßrauchen rn Zügen noch Schüſſe nachgeſandt wurden.
lite Völker ſind nie dankbarl Die Volen aber haben

S adezn vornehm benommen. Die deutſche Regie
nnd weit vermochte dieſe Art des Abzuges nicht zu verhindern.
jehlt Ganz Polen ſtarrt in Waffen, die den Deutſchen ab-
s Nach ren wurden denn leider gaben auch Truppenteile
trabe 84. offen ab, und erſt allmählich konnten die Solda'en-

m d'eſer Hinſicht Einhalt gebieten.al Noch iſt Polenvaliſtiſch-ſozialiſtiſch erregt. Aber der Bolſchewis-t u. guf rhebt ſchon hier und da ſein Hanpt, und es beſteht
sAmtliehe h ahr, daß er ſich durchſetzt. Zunsſchſt ſind nach den

frunp war die Jnden die Opfer der Volkswut, und d'e
yeraſgaen ben bei dem Volk der Freiheit bereits begonnen.

Carl Perls, Berlin.
c

Tote, Verwundete und Gefangene
Tuf Grund zuverläſſigſter Unterlagen können die „Politiſch

zriſchen Nachrichten die Verluſte Deutſch

acht
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hat 1880 000 Tot e zu beklagen. Als ver miße werden 260 000
Mann gemeldet, wovon aber ebenfalls ein großer Teil nicht mehr
unter den Lebenden weilen wird. Die Zahl der in Feindeshand
befindlichen deutſchen Gefangenen beträgt 4090 000.
Verwundet wurden vier Millionen Soldaten, wobei aber in
vielen Fällen eine wiederholte Zählung vorgekommen iſt.

Deutſche Generalkonſuln in Rußlanö
interniert

Berlin, 20. November.
Jn Petersburg und Moskau ſind die beiden Generalkonſuln

abgeſetzt und die dortigen Beamten und Konſuln interniert.
Auf weſſen Berantwortung dies geſchehen iſt, iſt noch nicht ge
klärt. Der ruſſiſche Kommiſſar Konowalow gab im Oberoſt
hauptquartier auf die Frage, was mit den Beamten geſchehen
ſei, keine befriedigende Antwort. Jedenfalls lautet eine Depeſche
dahin, daß das Perſonal der Generalkonſulate in Händen
von Räuberbanden ſei. Jnzwiſchen iſt die Nachricht ein-
getroffen, daß ſich in Moskau aus deutſchen Kriegs
gefangenen ein Soldatenrat gebildet hat, deſſen
Führer den deutſchen Generalkonſul geſangen ſetzte. Auf Be
ſchwerde der Volksregierung antwortete die ruſſiſche Regierung,

daß ſie ſich weigere, mit Vertretern des hohen-
zollernſchen Regimentes weiter zu arbeiten.
Die Volksregierung hat darauf hingewieſen, daß ſich ſämtliche
Behörden der neuen Regierung unterſtellt hätten, und daß
beide Generalkonſuln Rußland ſchon vor einiger Zeit
verlaſſen ſollten, von der ruſſiſchen Regierung aber
widerrechtlich zurückgehalten ſeien. Jedenfalls
ſteht ſchon jetzt feſt, daß die ruſſiſche Regierung auf keinen Fall
die Generalkonſuln gefangen ſetzen durfte.

Gegen den Kaiſer
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Zürich, 20. November.
Wie aus London gemeldet wird, wird der Aufenthalt Kaiſer

Wilhelms in Holl and in den politiſchen Kreiſen Englands
ernſthaft erörtert. England wird in einer Note an Holland zum
Ausdruck bringen, daß es zwar keine Möglichkeit gebe, die Aus-
lieferung zu verlangen, es aber Holland alle Verantwortung
für alle Folgen zuweiſen müſſe, die ihm aus dem Aufent-
halt des Kaiſers erwachſen werden. Lord Norrys verlangt,
daß in der Note an Holland zum Ausdruck komme, der Aufent
halt des Kaiſers ſei eine Drohung Hollands gegen
England und daß die Aus lieferung Kaiſer Wil-
helm s gefordert werde. Bemerkenswert iſt, daß Lord Norrys
mit dem Kriegskabinettin enger Verbindung ſteht.

1916 kein Hriedensangebot
Berlin, 20. November. (W. T. B.)

Jn den Berliner Kaſernen kurſieren Gerüchte, daß
Frankreich im Herbſt 1916 Deutſchland ein Friedens
angebot gemacht habe. Demgegenüber ſei feſtgeſtellt, daß nie-
mals einer unſerer Gegner ein Friedensangebot gemacht hat.
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Die Franzoſen in Metz
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Metz, 20. November.
Montag ſind die erſten franzöſiſchen Vorhuten hier

eingetroffen, die die militäriſchen Gebäude und das Stadthaus
beſetzten. Geſtern erfolgte der allgemeine Einzug der alli-
ierten Truppen unter lebhafter Beteiligung der Bevölke
rung, die franzöſiſche Abzeichen trug und Hochrufe ausbrachte.
Zahlreiche Denkmäler wurden von ihrem Sockel ge
ſt ür z t. Auf dem Dom weht die Trikolore.

e

Die Lage in Ungarn
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Budapeſt, 20. November.
Die Vereinigten Staaten entſenden General Henry mit

einer franzöſiſchen Diviſion unter General Pathé nach Budapeſt.
Die Truppen werden in Schulen und Kaſernen untergebracht,
die Offiziere in Hotels. Die ungariſche Balkanarmee
wird über Elenyka nach Hauſe geſandt, die öſterreichiſchen
Balkantruppen geben über Fiume. Jn Fiume ſind
drei amerikaniſche Offiziere eingetroffen, die die
Mitteilung machten, daß die Vereinigten Staaten
amerikaniſche Truppen in den ſüdſlawiſchen Staat entſenden
werden. 10 000 Mann ſollen in Trieſt, Fiume, Cat-
taro untergebracht werden.

Am Freitag kam es zwiſchen ungariſchen und tſchechiſchen
Truppen zu einem blutigen Zu ſammenſtoß in Sche-
niothe, der auf beiden Seiten Tote und Verwundete brachte.
Die Ungarn bedrängten die Tſchechen ſehr, die erſt mit Ver
ſtärkungen den Platz behaupten konnten. Rumäniſche klei-
nere Abteilungen ſind in Siebenbürgen eingedrungen.

Geſchäftsſtelle Berlin: Bernburger Str. 30.
Eigene Berliner Schriftleitung. Verlag und Druck von Otto Thiele, Halle-Saale

Fernruf Amt Kurfürſt Ur. 6290

Berliner Krbeiterräte gegen
die Nationalverſammlung

Die Arbeiterräte GroßBerlins hatten ſich, wie ſchon berichtet,
am Dienstag im Zirkus verſammelt, wo der Vollzugsrat
über ſeine bisherige Tätigkeit berichtete. Der vom Genoſſen
Richard Müller erſtattete Bericht iſt ſo bemerkenswert, daß
wir ihn unſeren Leſern in ausführlichevem Maße als am Diens
tag geben möchten. Müller führte u. a. aus:

Das Abgeordnetenhaus, wo wir unſeren Sitz haben, wird
täglich von Menſchenmaſſen förmlich belagert, die bei uns Hilfe
ſuchen. Erſchwerend hierbei wirkt, daß wir zwar mit großer
Macht ausgerüſtet ſind, daß uns aber ein durchgebildeter Be
amtenapparat fehlt, der der alten Regierung zur Verfügung
ſtand. Allerdings ſehen wir jetzt, wie die Stützen jener Regie-
rung aus allen Ecken hervorkriechen und ſich gn uns heran
ſchlängeln, doch ſind wir ihnen gegenüber auf der Hut.
Unſere erſte Aufgabe war, Ruhe und Ordnung in Berlin herzu-
ſtellen. Der Sicherheitsdienſt mußte eingerichtet erden, weil
uns die Schutzmarmſchaft nicht zuverläſſig erſchien. Die nun
herangezogenen Soldaten haben nach jeder Richtung hin ihre
Schuldigkeit getan, doch waren unter ihnen auch unlautere
Elemente, die Ausſchreitungen verübten, meiſt veranlgßt
durch die mangelhafte Sicherſtellung ihrer Verpflegung während
der erſten Revolutionstage. Plünderungen wurden von einzelnen
und von ganzen Banden verübt, bis wir durch energiſche Maß-
nahmen dem Unheil ſteuern konnten. Sorge verurſachten uns
anfangs die Anfänge einer Gegenrevolution. Es tauchten
Putſchverſuche auf, an denen Offiziere beteiligt waren und die
auf den Sturz der Revublik hinarbeiteten. Dieſe Gefahr ſchien
uns ſo groß, daß die Errichtung einer roten Garde aus Zivi-
liften gebildet werden ſollte. Der Plan mußte jedoch wegen der
Gegnerſchaft der Soldaten wieder fallen gelaſſen
werden. Jetzt ſcheint die Gefahr einer Gegenrevolution nicht
mehr ſo groß zu ſein. Aber eine andere Gefahr droht.
Neberall bildeten ſich Aus ſchüſſe und Kommiſſionen, die ſich
allerlei Recht anmaßten und Verfügungen in die Welt ſchickten,
die eine heilloſe Verwirrung gnrichteten. Um dieſem Unweſen zu
ſteuern, mußte eine Verfügung erlaſſen werden, die beſaate, daß
lediglich der Arbeiter und Soldaten rat die allein
maßgebende Behörde ſei.

Bei der Kontrolle der Kommunalverwaltungen
ſind leider Mißgriffe vorgekommen. So beſchwerte ſich geſtern
eine Gemeinde, daß die ihr geſandten Kontrolleure ſich übel be-
tragen hätten. Sie beriefen am Sonntag eine Gemeinderats-
fitzung, ſchloſſen die Gemeindevertreter ein und durch ſuchten
dann Fleiſcher- und Bäckerläden nach Nahrungs-
mitteln. Der Vollzugsrat tat einen wichtigen Schritt, als er in
Arbeiterfragen die Vollzugsgewalt den freien Gewerk'ſchaften
übertrug. (Rufe: Leider!l) Wir im Vollzugsrat find eben nicht
in der Lage, in Streitfällen zwiſchen Unternehmern und Arbei-
tern einzugreifen. Dazu mußte eine Jnſtanz geſchaffen werden,
und an den Arbeitern liegt es jetzt, die Führer der Gewerkſchaft
anzutreiben und ihnen den zu gehenden Weg vorzuſchreiben. Die
Arbeiterfrage muß gelöſt werden durch die Gewerkſchaften im
Einverſtändnis mit den politiſchen Parteien. Fügen ſich einzelne
Unternehmer nicht, oder legen ſie ihre Betriebe ſtill, ſo werden
wir dieſe enteignen. Die Uebertragung der Vollzugs-
gewalt auf die freien Gewerkſchaften hat bei den Ange
ſtelltenverbänden Entrüſtung ausgelöſt. Dieſen Ver-
bänden möchten wir die Frage vorlegen: Wo waret ihr vor der
R. volution, und habt ihr jemals verſucht, der Regktion die Stirn
zu bieten? Sobald ihr euch aufraff:, die Revolution mit zu ver-
teidigen, ſollt ihr die Macht haben, vorläufig aber bleibt ihr unter
der Kontrolle der freien Gewerkſchaften. Jetzt bilden ſich überall
Rä'e, auch Räte der geiſtigen Arbeit. Edbe dieſe aber in
unſeren Rat aufgenommen werden, müſſen wir wiſſfen, wer ſie
ſind und was ſie wollen. Wenn jene Leute Einfluß gewinnen
ſollten, ſo wären wir wert, davongejagt zu werden. Wir wollen
nicht Paraſiten aufnehmen, die fich jahrzehnt lang vom Marke des
Volkes ernährt haben. Neben Hausbeſitzerräten fehlen jetzt nur
noch Millionärräte. Allen werden wir zeigen, wo der Zimmer-
mann das Loch gelaſſen hat. Aus allen dieſen Vorgängen heraus
erklärt ſich der Schrei nach der Konſtituante. Man will a uf
dieſem Wege die proletariſche Gewalt in die
Hände der bürgerlichen Kreiſe überleiten. Wiraber wollen keine demokratiſche, ſondern eine ſozialiſtiſche Re
publik. Widerſpruch und Unruhe.) Die Konſtituante iſt ein
Problem, das in der Zukunft liegt. Die Staatsgewalt,
die ſich heufe in unſeren Händen befindet, wollen wir feſt-
halten. Die Nationalverſommlung bedeutet für uns das
Todesurteil, und der Weg zur Konſtituante wird nur über
meine Leiche führen. Widerſpruch und Beifall.) Wir befinden
uns ſetzt in einem Proviſorium, das möglichſt bald beſeitigt
werden muß. Es ſoll demnächſt ein Zentralkongreß
ſämtlicher Arbeiter- und Soldaten räte aus ganz
Deutſchland einberufen werden, der einen neuen, für ganz
Deut'ch'and beſtimmen Vollzugsrat ernenven ſoll. Neuer-
dings wird vielfach verſucht, die ſozialiſtiſche Republik zu dis
kreditieren. Es wird auch behauptet, daß Agrarier im Oſten
Lebensmittel in den Wöldern vergraben, um ſie den Städten vor
zuenthaſten. Nun, ſoſchen Herrſchaften muß geſagt werden, daß
ſie die Dik'gtur des Proletariats haben können und daß wir ſie
rückſichtslos behandeln werden, wenn ſie uns das eben ſchwer
machen. (Lobhafter Beifall.)

Dann ſbvrach Haaſe: Er betonte die Notwendigkeit, die
Nationalverſammlungeinzuberufen, vor der ſich
niemand zu fürchten hrauche. Die Errungenſchaften der Revo-
lution könnten dadurch nicht verloren gehen.

Rechtsanwalt Dr. Thiele führte aus: Das Hauptbeſtreben
ſei die Einberufung der Nationalverſammlung. Jn ähnlichem
Sinne äußerte fich Geheimer Juſtizrat Fuchs ebenfalls im
Namen der Anwal': ſchaft.

Es liegt folgende Reſolution vor
Das Beſtreben der bürgerlichen Kreiſe. ſo ſchne l als möalich



eine Nationalverſammlung einzuberufen, foll die Arbeiter um die
er der Revolution bringen. Der Vollzugsrat der A. und

Räte GroßBerlins verlangt daher die Einberufung einer
Delegierkenverſammlung der A. und S.-Räte
Deutſchlands. Dieſe hat auf Grund eines von ihr ſeſtaufetzenden
Wahlſyſtems einen Zentralrat der deutſchen A. und S.Räte
S wählen, der eine neue, den Grundſätzen der proletariſchen

emokratie entſprechende Verfaſſung zuentwerfen hat.
Dieſe Verfaſſung iſt der von ihm zu berufenden konſtituierenden
Verſammlung zur Beſchlußfaſſung vorzulegen.

e

Gegen die Nationalverſammlung
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Bremen, 20. November.
Der Vollzugsausſchuß des A. und S.Rates ſproch ſich mit

großer Mehrheit gegen die Abhaltung von Wah-
len für die Nationalverſammlung aus. Heute
findet eine Verſammlung ſämtlicher A.- und S.-Räte Nord
weſtdeutſchlands hier ſtatt, die ſich mit der Schaffung eines
eigenen Verwaltungsbezirkes beſchäftigt.

Ein Bürgerrat für Groß- Berlin
Lp. Eine große Bürgerverſammlung in der Philharmonie

hatte am Dienstag abend die Wahl eines Bürgerrates für Groß
Berlin zu beſtätigen und ſich über das Arbeitsprogramm für die
nächſte Zeit zu verſtändigen. Der Saal war bis zum letzten Platz
beſetzt. Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Rießer erklärte zur Einleitung
rund heraus: Wir ſtellen uns auf den Boden der vollzogenen Tat
ſachen. Wir denken nicht daran, eine Regaktion der Gegenrevo
lution herbeizuführen. Aber man darf uns nicht verargen, wenn
wir uns zuſammenſchließen zur Wahrung unſerer

Heeresentlaſſungen
Berlin, 20. November.

Alle in der Heimat in ihrem Wohnort oder ihrer Arbeits
ſtätte auf Urlaub befindlichen Offiziere, Beamten, Unteroffiziere
und Mannſchaften aller Jahrgänge, ausgenommen die Jahr-
gänge 1896, 1897, 1898, 1899 ſind bis zum 80. November
behelfsmäßig zu entlaſſen. Sie erwirken ſich bei der nächſten

militäriſchen Dienſtſtelle den Entlaſſungsſchein. Die
geſamten Verſorgungs- und Entlaſſungsanſprüche der behelfs
mäßig Entlaſſenen werden ſpäter von den zuſtändigen Be-
zirkskommandos oder Meldeſtellen geregelt. Urlauber, die ſich
am 80. November bei ihrem Erſatztruppenteil befinden, werden
dort mit ihrem Jahrgang entlaſſen. Urlauber begeben ſich zum
nächſten Erſatzkommando, wenn ſie ihren Truppenteil nicht er
reichen können.

Der Kriegsminiſter: Scheüch.
Der Unterſtaatsſekretär: Göhre.
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Unſere Kranken und Verwundeten
Berlin, 20. November.

Wie wir erfahren, haben Angehörige des Pflege und

Rechte und Gleichberechtigung bei allen ſtaatlichen
Maßnahmen. Jm Bürgerrate darf es keine Parteiunter
ſchie de geben. Mit der Mahnung: Nicht mutlos werden, neues
Leben wird aus den Ruinen blühen! ſchloß Dr. Rießer unter
Beifall.

Der Hauptberichterſtalter, Dr. Kurt Köhler, ſchickte einige
Worte über Bürgertum und Revolution voraus. Die Revolution
war eine politiſche und nicht auf wirtſchaftlichen Umſturz be
gründet. Ohne die Soldaten wäre ſie nicht möglich geweſen. Die
Arbeiterräte mögen nicht vergeſſen, daß nicht eine morſche Geſell
ſchaft zuſammengebrochen iſt (Zuruf), ſondern ein tapferes,
zuletzt müde gewordenes Volk, wodurch es den Arbeiterräten mög
lich wurde, ihre Kraft aufzurichten. Das durch ſeine politiſchen
Spaltungen geſchwäche Bürgertum ließ alles willenlos über ſich
ergehen. Nun aber gilt es, alle Kräfte gegen das Chaos aufzu
bieten. Der Redner rechtfertigte dann die Notwendigkeit eines
Bürgerrates neben den anderen Räten. Die Kräfte des Bürger
tums ausſcheiden, wäre eine verhängnisvolle, ja tödliche Politik
(Zuſtimmung.) Heute gibt es nur eine Loſung: Ruhe, Ordnung,
Aufbau. (Beifall.) Wir ſind nicht alle Republikaner (Lebh. Zu
ſtimmung), ſtimmen meiſt auch nicht mit dem ſogialdemokcrati
ſchen Programm überein, wollen aber der Regierung die Kräfte
des Bürgertums zur Verfügung ſtellen. Wir wollen im
ganzen Reiche Bürgerräte bilden. Dabei erwarten
wir, daß parteipolitiſch belaſtete Männer ſich nicht vordrängen
werden. Von der Regierung erwarien wir die baldige Einbe-
rufung der Nationalverſammlung (Lebh. anh. Zuſtimmung), da
mit die geſetzlichen Grundlagen geſchaffen werden. Wenn gewiſſe
Sozialdemokraten ſagen: Der Weg zur Nationalverſammlung
gehe nur über ihre Leiche ſo ſagen wir offen: Wir werden
dennoch alles tun, um zur Nationalverſammlung zu kommen.
(Stürm. anh. Beifall.) Jhr allein wollen wir uns auch wirtſchaft
lich unterordnen und verlangen darum, daß nicht gefähr
lich e wirtſchaftliche Experimente und zwar ge
rade auch im Intereſſe der Arbeiterſchaft ſelber ſchon jetzt
unternommen werden. Wir rufen das Bürgertum zur Einheit
und Sammlung auf nicht im Jntereſſe der Macht, ſondern im
Intereſſe der kulturellen Kraft, die das Bürgertum darſtellt. Wir
wollen der Regierung keine Schwierigkeiten machen, rufen ihr
aber zu: Das verſchüchterte Bürgertum will mitarbeiten an der
Geſtaltung ſeiner und des Volkes Zukunft. (Lebh. Beifall.)

Es ſchloß ſich eine z. T. recht lebhafte Beſprechung über
dieſes Programm an. Geheime Schulz vom Beamtenrat der
Berliner Reſchs und Staatsbehörden erklärte: Wir wollen gern
unſere Kraft mit der Jhrigen zur Rettung des Vaterlandes ver
einigen.

Dr. Walter Pinner (vom „Berliner Tageblatt“)) war gegen
einen Bürgerrat, deſſen Beſtreben bei den ſiegenden Prole-
tariern nur das Gefühl vergrößere, daß die Revolution verdorben
würde. Man möge ſich auf den Boden des Proletariats ſtellen.
(Widerſpruch.)

Dr. Gerlich: So gänzlich tatenlos iſt das Bürgertum nicht ge
weſen. Eine Gruppe hat mit Landwirten zuſammen ſofort die
Nahrungsmittelfrage beraten und ſofort der Reichsleitung erklärt:
wir ſtellen uns auf ihren Boden, wollen für Lebensmittel ſorgen,
verlangen aber Ruhe und Ordnung für das Land. Das wurde
zugeſagt. Wir haben jetzt Bauernräte. Schaffen Sie einen
Bürgerbund, der es fordert: geſetzliche Maßnahmen nicht ohne die
Mitwirkung des Bürgertums. (GBeifall) Bürger und
Bauern müſſen zuſammenſtehen nicht als Klaſſen,
ſondern als ſchaffende Stände. (Beifall.)

Ein „Mann aus dem Volke“, Herr Schulze, trat entſchieden
für das Recht der Bürgerſchaft ein.

Präſident Dickmann: Die Sozialdemokratie möge unſer Ver
trauen wiederum mit Vertrauen beantworten und die Mitwirkung
des Bürgertums anerkennen.

Rechtsanwalt Lutz unterſtützte die Beſtrebungen des Bürger
tums.

Dr. Koch: Das Bürgertum hat ſich überraſchen laſſen, nun
aber ſoll es ſich auch melden und gegen die Diktatur proteſtieren.

Herr Rauſch: Das Bürgertum will nicht bloß Gedanken-
ſondern auch Wirtſchaftsfreiheit. (Beifall.)

Auf die Anfrage von Dr. Köhler erklärte ſich die Verſamm
kung einverſtanden mit ſeinem Vortrage; nur vevreinzelte Stim
men waren dagegen. Die Verſammlung beſtätigte ſchließlich den
100 Perſonen ſtarken Bürgerrat und den 80 Mitglieder ſtarken
Arbeitsausſchuk.

Kriegsſchiffe
ſollen.

Warteperſonals ihre Tätigkeit in den Lazarettzügen oft einge
ſtellt, Lazarettzüge haben ſich geweigert, in die Etappe zu fah
ren, andere wieder wollten nur mit Genehmigung des zuſtändi-
en Arbeiter- und Soldatenrates fahren. Es liegt auf der

Hand, daß die Verſorgung der Verwundeten und
Kranken dadurch arg gefährdet, ja das Leben vieler
Kameraden direkt bedroht iſt. Durch die Verzögerung
droht vielen Verwundeten und Kranken die Gefangennahme
durch Feindeshand. Es iſt dies ein Unrecht an den leiden-
den Kameraden. Es wird dem Pflege- und Sanitätsperſonal
zur Pflicht gemacht, ihre Tätigkeit weiter auszuüben und den
Anordnungen der bisherigen Vorgeſetzten zu
folgen. Den Soldatenräten wird es zur Pflicht gemacht,
dauernd ihre Fürſorge den verwundeten und kranken Kamera-
den zuzuwenden.

Die Jnternierung der deutſchen Slotte
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Rotterdam, 20. November.
Das engliſche Kriegsamt teilt mit, daß die deutſchen

an den Ordneyinſeln interniert werden
Admiral Tyrwhytt hat die erſten 20 Unterſee-

bovote entgegen genommen.

Die engliſchen Verluſte
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Rotterdam, 20. November.
Jm engliſchen Unterhaus gab Unterſtaatsſekretär Pherſon

die engliſchen Geſamtverluſte bis zum Abſchluß des
Waffenſtillſtandes auf 3 Millionen 49991 Mann an
Toten, Verwundeten, Gefangenen und Vermißten bekannt.

Keine mMilderung der Bedingungen
Berlin, 20. November.

Alle zur Zeit durch die Preſſe gehenden Nachrichten, daß
eine Milderung der Waffenſtillſtandsbedingungen erreicht ſei
oder zugeſagt ſei, entſprechen nicht den Tatſachen.
Es ſteht feſt, daß trotz aller Hin weiſe auf die prak-
tiſchen Schwierigkeiten bei der Durchführung der Waffenſtill-
ſtandsbedingungen von unſeren Gegnern nicht das ge
ringſte Entgegenkommen gezeigt worden iſt.

Die Waffenſtillſtandskommiſſion: Erzberger.

Deutſche Demokratiſche Partei
Berlin, 20. November.

Die Fortſchrittliche Volkspartei und ein Teil
der Nationalliberalen haben ſich auf Grund des Auf-
rufes vom 16. November zu einer demokratiſchen Partei zuſam-
mengeſchloſſen. Sie haben ſich auf die Grundſätze des Aufrufes
geeinigt. Die Partei wird den Namen „Deutſche Demokratiſche
Partei führen. Ein Delegiertentag ſoll das Nähere feſtſetzen.
Der proviſoriſche Vorſtand wird bald bekannt gegeben.

Kleine Nachrichten

Eine Thüringer Einheitskirche
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Weimar, 20. November.
Unter Beteiligung der Theologiſchen Fakultät der

Univerſität Jena hat ſich ein proviſoriſcher Zen-
tralausſchuß gebildet, der eine einheitliche Organi-
ſation des Thüringer Kirchenweſens ſchaffen will. Jn erſten
Linie ſoll eine Geſamtſyhnode für die Thüringer
Landeskirche gegründet werden.

Zum Unglück in Belgien
Amſterdam, 20. November.

Nach den vorliegenden Meldungen ſtellt ſich das Unglück bei
Hamong als außerordentlich ſchwer heraus. Die Zahl
der Toten wird auf 1000 geſchätzt. Von Holland iſt ein
Lazarettzug abgegangen. Die Toten ſind meiſtens
Deutſche. 2000 Mann der belgiſchen Bürgerwehr haben die
Grenze beſetzt.

Der neue Kurs. Die amtliche Benennung des Kultus
miniſteriums die bisher Miniſterium der geiſtlichen und
n i en lautete, iſt nach einer Veröffentlichung im „Reichsanzeiger“ in Miniſterium für
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung“ abgeändert
worden. Darin kommt auch äußerlich der Kurs Hoffmann-
Haeniſſh zum Ausdruck.

Die ſächſiſche Revolutionsregierung für den Unitarismus.
Jn einem Aufrufe der neuen ſächſiſchen Regierung an das ſächſiſche
Volk heißt es u. a.: Die neue ſächſiſche Regierung erſtrebt die Be
ſeitigung der veralteten bundesſtaatlichen Verfaſſung und die
Einordnung Sachſens in die einheitliche großdeutſche Volks
republik, an die auch Deutſch- Oeſterreich ſeinen Anſchluß voll
ziehen möge. Man wird bezweifeln dürfen, daß durch eine derart
offene Vertretung des zentraliſtiſchen Unitarismus die ſtarken
zentrifugalen Tendenzen, die ſich in Süddeutſchland bemerkbar
machen, bekämpft und abgeſchwächt werden.

Deutſche Kardinalsernennungen. Das mehrfach verſchobene,
kür den Herbſt in Ausſicht genommene Konſiſtorium in Rom

dürfte, wie eine Nachrichtenſtelle erfähr.,
Weihnachten hinausgeſchoben werden. Es
ſtimmtheit, daß bei dieſer Gelegenheit der Fu
lau Dr. Bertram und der Biſcho ſt
Schulte ihre Ernennung zu Kardinäle

Der Poſtverkehr mit dem Weſten. d
nach den vom Feinde zu beſetzenden Gehſe
Brückenköpfe und der neutralen Zone w y einfchn e
Dauer der Okkupation un eingeſchräh “uch waDie Beerdigung der Revolutionsopfer g. ufre hrend
20. November. Heute mittag 3 Uhr traf erlin, 9
der Märzgefallenen die Opfer füf dem
ein und wurden in Maſſengräbern beigi m w z
en leitete die Feier durch Geſang Der
Frau Luiſe Zietz-Barth und Liebknecht. Cann
der Matroſen ſchloß die Feier, an hre
Bürgermeiſter von Berlin und der ſtell die
vorſteher Heymann und der Führer der erors beiden
Stadtparlament teilnahmen. gig en eten-

im

Halle und Amge
Halle

Erſte Sitzung des Bürgerausſſer
Der Halleſche Bürgerausſchuß hielt am Mit

im „St. Nikolaus“ ſeine erſte Verſammlung ab
Gäſte beiwohnten. Der Vorſitzende eröffnete de
einer Anſprache. Als die Revolution ausgerufen
die Bürgerſchaft der Meinung, es würde nun mit
Klaſſenherrſchaft vorbei ſein. Das iſt jedoch n
Denn jetzt übt die Unabhängige Sozialdemokratie e
giment einſeitig aus, und der A.- und S. Rat ſtelle
Standpunkt abſoluter Machtvollkommenheit. Alle
Geſinnten aber haben ein Recht zur Mitbeſtimmu
arbeit an der Neuordnung der Dinge, und es gilt d
freiheitlich- bürgerlichen Elemente zu ſammeln, um
gewicht gegen die ausgeſprochene Vorherrſchaft der
kratie zu ſchaffen. Es ſoll keineswegs eine Gegenreyt
Leben gerufen, ſondern auf dem Boden des Geword
arbeit an der Löſung der großen Aufgaben geleiſtet w

Unter Punkt 1 der Tagesordnung wurde Mitteilu
emacht, daß dem Bürgerausſchuß zur Abhaltung der v
ung die Benutzun des Stadtverord

Sitzungsſaales vom A.- und S.-Rat verwei e
den iſt, trotzdem der Magiſtrat gegen die Benutzung des
nichts einzuwenden hatte. Die Verſammlung kam zu
ſchluß, ſchriftlich gegen das Verhalten des A.-Rats entf
Ver wahrung einzulegen. iHierauf wurde über Maßnahmen zum Empfan
dieſen Tagen heimkehrenden Truppen beraten
hat zunächſt an eine würdige Ausſchmückung des Bahnhof
dacht, auch ſoll auf dem Riebecplatze eine Ehrenpforte e
werden. Das Bankhaus Steckner hat für dieſen
1000 Mark geſpendet, von anderer Seite ſind 200 Mart
willig gegeben worden. Die Bürgerſchaft iſt vom A. und e
bekanntlich um Beflaggung der Häuſer gebeten w
doch nur durch rote oder ſchwarz-rot-goldene Fahnen,
Verſammlung brachte ihre Verwunderung über dieſe Maß
zum Ausdruck. Jm Rheinland und in Weſtfalen z. Y.
jetzt auch die ſchwarz-weißroten Flaggen, ohne daß de
daten- und Arbeiterregiment dadur erſchüttert wird
kaufmänniſcher Seite wurde zu der Angelegenheit bemen
es augenblicklich in Halle keinen Meter roten oder gelben
gebe, ſo daß ein Flaggen in dieſen Farben ſchon deshalb y
lich iſt. Weiter wurde angeregt, dafür zu ſorgen, daß
dem Bahnſteig die durchkommenden Truppen mit
men Getränken hinreichend verſorgt werden. Die
ſammlung wählte einen Ausſchuß, der geeignete Schritte
Wege leiten ſoll.

Sodann wurde über die Erweiterung des BVhr
ausſchuſſes verhandelt. Bisher beſtand der Ausſchuß
80 Mitgliedern. Es hat ſich herausgeſtellt, daß noch nicht

aſine ab
ſchof

be

Berufskreiſe in ihm genügend vertreten ſind, weshalb der ca
ſchuß bis zu 60 Perſonen verſtärkt werden ſoll. Es ſollen den S
vier Vertreter gelehrter Berufe, ferner ein Vertreter olg au
Lehrerſchaft, ein Landwirt, vier Kaufleute (darunter min
zwei Kleinkaufleute), vier Handwerker, vier Beamte, drei
ſtellte, drei Arbeiter und drei Frauen, hinzugewählt w
Die Wahl der Betreffenden hat aus ihren Fachkreiſen
mittels Stimmzettels zu erfolgen. Die Gewählten müſſe
demokratiſchem Standpunkte ſtehen.

Schließlich bot noch die bevorſtehende Ein quartier
Gegenſtand lebhafter Erörterung. Es wurde zum Ausdru
bracht, man möge zunächſt alle verfügbaren Säle (beſo
Vergnügungsſtätten), ferner Schulen und Kirchen mit Sol
belegen, ehe zur Benutzung von Bürgerquartieren geſwürde. Eine WMaſeneinquaetierung in Sälen uſw. ſei der die

zeleinquartierung beſonders aus ſanitären Rückſichten
ziehen, damit in der Bürgerſchaft etwaige Erkrankungen deu
Uebertragung vermieden werden. Sollte es dennoqh rel
Zwangseinquartierung kommen möge man wegen der
rungsſchwierigkeiten auf die Errichtung von Küchen für m
Mannſchaften bedacht ſein. Stadtverordneter Balcke teilte arb
daß von ihm in der letzten Stadtverordnetenſitzung wegen
Einquartierung an den Magiſtrat bereits eine Anfrage Es
worden ſei und gab ſeinem Bedauern darüber Ausdrut,
der Oberbürgermeiſter auf Grund der maßgebenden kon
len Geſchäftsordnung eine Antwort verweigert habe.

Hinſichtlich der beiden freigewordenen Stadlt
ſtellen innerhalb des Magiſtrats wie der Stadtrat
überhaupt wurden mehrfache Wünſche geäußert; ein Le
wurde in der Angelegenheit jedoch nicht herbeigeführt.

Volksabende mit freier Ausſprache. An dem 3. e
einigen Univerſitätsprofeſſoren in Verbindung mit Verh
anderer Berufskreiſe eingeführten Volksabende mit freier
ſprache wird Profeſſor Dr. Waentig die wueichtigſte
unſeres modernen politiſchen Lebens „Der Sozialism
Vergangenheit und Zukunft zur Erörterung ſtellen.
tritt zu dieſem Abend, der heute, am Donnerstag, dem
836 Uhr in den „Thaliaſälen“ ſtattfindet, iſt wie immer
jedermann vollſtändig frei.

„H. Sportberichte
Thüringer Sport.

(Eigener Drahtbericht.)
Jn Erfurt ſpielte Spielvereinigung

M. T.-V. I 2:2 und Spielvereinigung II gegen
tracht II 12:1.

Fußball in Halle. F.C. 96 J ſchlug im Geſellſchaf
Sportfreunde 1 mit 4:3, F.C. 96 III ſchlug Olym
8:2, F.-C. 96 IV. gegen Eintracht III 6:1, Favorit I
Geſellſchaftsſpiel gegen Hohenzollern I aus, de

In ei
ßaltfand,

die Deut

betrachten

endete. In eHauptſchriftleiter: Helmut Böttcher A. u. S.
Verantwortlich für den volitiſchen Teil Helmut Böttcher vo M Hethauſe
Ferdinand Querfurt: für die Abteilung Kunſt, Wiſenſchaft, Un
ſowie für den lokalen Teil Adolf Meyer für vrovinzielle tenom:
Gerichtsſaal und Sport und den übrigen redaktionellen Teil Rdbeina
Querfurt für den Anzeigenteil Walter Ebelking: ſämtlich mVerlag und Druck der Halleſchen Zeitung Otto Thiele, pieſen, d

Verlagsdirektor: Robert Poetzſch.
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